
Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Sie können gern reden, das ist kein Problem. Dann kommen 
Sie aber hier nach vorn.

Dr. Watzek Vorsitzender des Ausschusses für Ernährung, 
Land- und Forstwirtschaft:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Abgeordnete 
Dr. Meyer-Bodemann hat heute morgen die Bitte an den Aus­
schuß für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft und an den Fi­
nanzminister gerichtet, die Probleme der Kreditausreichung für 
unsere Genossenschaften und andere Betriebe noch einmal zu 
beraten. Ich darf im Ergebnis sagen:

Erstens: Eine Konsultation mit dem Präsidenten der Genos­
senschaftsbank, Herrn Beck, hat ergeben, daß alle rechtlichen 
und finanztechnischen Entscheidungen gefällt sind, daß bereits 
in der vergangenen Woche die bereitgestellten Mittel an die LPG 
ausgegeben hätten werden können im Rahmen der verfügbaren 
Fonds und des entschiedenen Verfahrens. Es gibt keine Ein­
schränkungen. Wo diese Einschränkungen vorhanden sind, ist 
sofort eine Information an den Finanzminister oder den Präsi­
denten der Genossenschaftsbank zu geben.

Zweitens kann eingeschätzt werden, daß in Einzelfällen Ge­
nossenschaften deshalb die Mittel verwehrt worden sind, weil 

ne Liquidität nachgewiesen werden kann. Aber es ist ent­
schieden, daß im Juli allen Betrieben Liquiditätskredite gegeben 
werden und erst im August dann notwendige Sanierungskon­
zeptionen vorzulegen sind, so daß es zur Zeit keine Berechti­
gung gibt, Kredite nicht auszugeben.

Und drittens - deshalb im Anhang an das jetzige Gesetz, 2. Le­
sung: Mit dem 2. Zivilrechtsänderungsgesetz sind an und für 
sich Voraussetzungen geschaffen, daß auch Landwirtschaftsbe­
triebe sowohl Umlaufmittelkredite als auch Kredite für Investi­
tionen aufnehmen können, wenn sie entsprechende Deckungen 
entsprechend diesem Gesetzentwurf zur Verfügung haben. - Ich 
danke.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke. Weitere Wortmeldungen sind dazu nicht. Wir kommen 
also zur Abstimmung. Wer dem vom Ministerrat eingebrachten 
Gesetzentwurf, verzeichnet in der Drucksache Nr. 164 a, seine 
Zustimmung geben will, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Wer möchte dieser Änderung nicht zustimmen? - Wer enthält

h der Stimme ? - Ich sehe eine Stimmenthaltung. Damit ist der 
'Gesetzentwurf in 2. Lesung verabschiedet.

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf:

Beschlußempfehlung des Wirtschaftsausschusses 
Umstrukturierung der Stromwirtschaft der DDR 
(Fortsetzung der 2. Lesung)
(Drucksache Nr. 126 b).

Meine Damen und Herren! Neben der Drucksache Nr. 126b 
liegt dem Präsidium außerdem ein Ergänzungsantrag der Frak­
tion der SPD vor. Auf den werden wir nacher eingehen. Zunächst 
bitte ich den Vertreter des Wirtschaftsausschusses, die Vorlage 
Nr. 126 b zu begründen. Ich bitte den Abgeordneten Nooke.

Nooke, Berichterstatter des Wirtschaftsausschusses:

Herr Präsident! Sehr verehrte Abgeordnete! Wir hatten dar­
über am Freitag schon beraten. Die Punkte 1 und 2 sind auch in 
der Drucksache Nr. 126 b die gleichen wie in der Drucksache 
126 a. Ich trage Ihnen den Punkt 3 der Beschlußempfehlung des 
Wirtschaftsausschusses vor, wie er jetzt in der Drucksache Nr. 
126 b enthalten ist, und es ist das gleiche, was Sie auf dem Ergän­
zungsblatt oder Änderungsantrag der SPD vom Freitag unter 
den Punkten I und II finden:

„3. Eine Neuorganisation der DDR-Energiewirtschaft ist 
nach Maßgabe folgender Kriterien vorzunehmen: Allgemei­
ne Leitlinien:

I. Sicherstellung einer vielfältigen, gemischten Struktur 
von Energieversorgungsunternehmen - bestehend aus Ver­
bundwirtschaft, Regionalwirtschaft und Kommunalwirt­
schaft - bei der Energieerzeugung und -Verteilung im Sinne 
einer Verhinderung von Wettbewerbs- und damit verbrau­
cherfeindlichen Monopolisierung bzw. Oligarchisierung der 
Energiewirtschaft in der DDR. Den Auflagen des Amtes für 
Wettbewerbsschutz ist bindend nachzukommen.

II. Die Rechte und Interessen der Länder und Kommunen 
müssen im Sinne des § 1 des Treuhandgesetzes sowie insbe­
sondere des § 5 des Kommunalvermögensgesetzes respek­
tiert werden. Die Treuhandanstalt beginnt daher umgehend 
mit der Neuorganisation der Energiewirtschaft in der DDR 
in voller Berücksichtigung der Interessen von Ländern und 
Kommunen. In diesem Zusammenhang ist die Energieauf­
sicht den Ländern zuzuordnen. Die Rechte der Kommunen 
zur Gestaltung ihrer Energieversorgung in eigener Hoheit 
werden durch Artikel 28 des Grundgesetzes bekräftigt. Die 
wichtige Rolle der Kommunen wird auch im jüngst veröf­
fentlichten achten Hauptgutachten der Monopolkommis­
sion hervorgehoben.“

Das, meine sehr verehrten Damen und Herren, war der Punkt 
3, den die Volkskammer bitte beschließen wolle. Ich darf Sie dar­
auf hinweisen, daß der „Tagesspiegel“ heute schon geschrieben 
hat, daß wir das ganze Änderungsblatt der SPD mitbeschlossen 
haben. Ich denke, wir sollten den „Tagesspiegel“, die Journali­
sten und damit die ganze Bevölkerung wenigstens nicht so ent­
täuschen, daß wir gar nichts beschließen; denn es ist ohnehin 
schwer genug zu durchschauen, was hier schon durch die Kam­
mer durchgegangen ist und was noch nicht durchgegangen ist. 
Und wenn Sie auf die Uhr gucken, machen wir es also recht 
schnell. Vielleicht darf ich die SPD noch bitten. Sie wollte, glaube 
ich, noch ihren gesamten Ergänzungsantrag beibringen.

Ich möchte als Fraktion Bündnis 90/Grüne, also nicht als Ver­
treter des Wirtschaftsausschusses, sagen, daß ich auch diesem 
erweiterten Antrag durchaus zustimmen würde.

(Vereinzelt Beifall)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Danke schön. Für die SPD jetzt der Abänderungsantrag. Der 
Abgeordnete Gerlach hat das Wort.

Prof. Dr. Kühne (CDU/DA):

Zur Geschäftsordnung: Ich bin nicht der Auffassung, daß die­
se Art und Weise auch zu fortgeschrittener Stunde Stil des Parla­
ments ist, Herr Präsident.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Ich weiß nicht, was Sie meinen. Jedenfalls wird dieser Ände­
rungsantrag eingebracht. Das muß möglich sein. Bitte schön.

Gerlach (SPD):

Werter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die SPD 
empfiehlt der Volkskammer zusätzlich zur Beschlußempfehlung 
des Wirtschaftsausschusses vom 21. Juli 1990, die hier gerade 
vorgestellt wurde, einen Punkt 4 zusätzlich aufzunehmen, der in 
dem Ergänzungsantrag Drucksache Nr. 126 b dem Hohen Hause 
vorliegt. Es handelt sich dabei um Grundsätze der Neuorganisa­
tion der Energiewirtschaft der DDR, die in 9 Punkte unterglie­
dert sind.

Diese neuen Punkte wurden bereits am Freitag hier vorge­
stellt; ich verzichte deshalb aufgrund der fortgeschrittenen Zeit
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